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der Erhöhung der Verteidigungskraft der Bundesrepublik getroffenen Maß-
nahmen zu rechtfertigen, die nach der nunmehr in das Grundgesetz einge-
fügten Vorschrift des Art. 12 a Abs. 3 ff. zumindest durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes getroffen werden dürfen9)? Doch selbst dann, wenn

das Grundgesetz bisher noch keine, wenn auch ungeschriebenen Notstands-

regeln für den Verteidigungsfall enthalten haben sollte, bleibt immer noch
die Frage offen, ob der Gesetzgeber mit der Notstandsverfassung sein Ziel

erreicht, und das heißt, die vorhandene Notstandslücke auch wirklich aus-

gefüllt hat. Es versteht sich von selbst, daß hiervon nur dann die Rede sein

könnte, wenn der der Neuregelung zugrunde gelegte Notstandsbegriff so weit

gefaßt ist, daß er alle nur irgend denkbaren Notstandsfälle umschließt.
Im Begriff des Notstandes im rechtlichen Sinne ist zuerst und vor allem

das Element einer Bedrohung bestimmter R e c h t s g ü t e r enthalten. Soll
eine rechtliche Regelung des Notstandes vollständig sein, so ist es deshalb

erforderlich, daß der Bestand an Rechtsgütern, die in den besonderen Genuß
des Verfassungsschutzes im Notstand gelangen sollen, so umschrieben wird,
daß kein unbedingt schutzwürdiges Rechtsgut davon ausgeschlossen bleibt.
Das Bild, das Verfassungsgeschichte und Rechtsvergleichung bieten, zeigt, daß
die Staaten sich dieses Problems in aller Regel durch den Rückgriff auf gene-

ralklauselartige Formulierungen zu entledigen suchen. Im Anschluß an den
berühmten Art. 48 Abs. 2 der Weimarer Reichsverfassung, nach dessen Be-

stimmung die Ausnahmebefugnisse des Reichspräsidenten nichts weiter als
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung voraussetzten,
machen so etwa die Art. 202 und 203 der geltenden niederländischen Verfas-

sung den Ausnahmezustand allein von der Notwendigkeit, die äußere und
innere Sicherheit aufrechtzuerhalten, abhängig. Es bedeutet nur eine schein-
bare Abweichung von diesem Prinzip, wenn Art. 16 der französischen Ver-

fassung von 1958 besagt, daß die Einrichtungen der Republik, die Unab-

hängigkeit der Nation, die Integrität ihres Gebietes oder die Erfüllung ihrer
internationalen Verpflichtungen schwer und unmittelbar bedroht sein müs-

sen, damit der Präsident der Republik die erforderlichen Maßnahmen ergrei-
fen darf. Denn in Wahrheit ist, wie von L e r o y erneut unter Beweis gestellt
wird, jedes der hier verwendeten Tatbestandsmerkmale so weit, daß kaum
ein schutzwürdiges Interesse übrigbleibt, dessen Bedrohung nicht den Mecha-
nismus der Ausnahmeregeln auszulösen vermöchte. Für die Notstandsverfas-

sung des Grundgesetzes gilt das gleiche. Bei allen Vorbehalten, die gegenüber
den in Art. 91 Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokra-

9) Art. 12 a GG enthält neben dem Grundsatz der allgemeinen Wehrpflicht und dem
Recht der Kriegsdienstverweigerung u. a. auch eine detaillierte Regelung über die im Ver-

teidigungsfall erlaubte Zivildienstverpflichtung von Wehrpflichtigen.
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tische Grundordnung des Bundes oder eines Landes) und Art. 115 a.

Feststellung, daß das Bundesgebiet mit Waffengewalt angegriffen wird)
gebrauchten Formulierungen unter Gesichtspunkten wie dem der Rechtssicher-
heit durchaus angezeigt sein mögen, wird man nämlich nicht leugnen können,
daß gerade diese Form der Regelung die sicherste Gewähr dafür bietet, daß
der rechtliche Schutz der Verfassungsordnung im Notstand sich nicht nur des-
halb verkürzt, weil es im Einzelfall an einem notstandsfähigen Rechtsgut
fehlt.
Zum Begriff des Notstandes im Rechtssinn gehört außerdem, daß die als

notstandsfähig anerkannten Rechtsgüter einer Gefährdung ausgesetzt
sind&quot;&apos;). Eine Notstandsverfassung, die den Anspruch auf Lückenlosigkeit er-

heben will, muß aus diesem Blickwinkel Vorsorge dafür treffen, daß die Aus-

nahmeregeln in j e d e m Fall der Gefahr Anwendung finden, gleichgültig
welchen Grad der Intensität die Gefahr besitzt. Es macht die Eigenart nahe-
zu aller hierfür überhaupt in Betracht kommenden modernen Verfassungs-
ordnungen aus, daß sie dem denkbar weitesten Begriff der Gefahr zu genügen
versuchen. Aus der wohl nicht ganz unbegründeten Besorgnis heraus, die zu-

ständigen Organe könnten schon eine nur recht unerhebliche Beeinträchtigung
der Funktionsfähigkeit des Staates zum Anlaß für eine. Suspendierung der

Normalverfassung nehmen, kommt das im Text der Verfassungen zwar nur

selten zum Ausdruck. Ahnlich wie schon Art. 48 Abs. 2 der Weiniarer Reichs-

verfassung spricht so Art. 16 der französischen Verfassung ausdrücklich da-

von, daß die in ihm genannten Rechtsgüter schwer und unmittelbar be-
droht sein müßten. Gerade der bisher einzige Fall der Anwendung des Art. 16

während der Algerienkrise im Frühjahr 1961 hat indes unter Beweis gestellt,
daß der Staatspräsident von den ihm durch diese Vorschrift verliehenen Rech-

ten unwidersprochen Gebrauch machen konnte, auch ohne daß von einer
schweren Gefahr für den Bestand der Republik im ganzen hätte die Rede sein

können. In Anbetracht dessen, daß Art. 115 a der Notstandsverfassung des

Grundgesetzes nicht einmal seinem Wortlaut nach eine besonders schwere

Gefahr verlangt&quot;), drängt sich unwillkürlich die Vermutung auf, das so-

eben Gesagte müsse zumindest in dem gleichen Maße auch für die Rechtslage

10) Vgl. dazu L e r o y a. a. 0. (oben Anm. 8), S. 9, der für die Zwecke seiner Unter-

suchung den Begriff der Krise (gleich Notstand) wie folgt umschreibt: crise: la situation

comportant un peril pour l&apos;Etat ou Pour le r politique. Die besonderen Schwierig-
keiten, die in diesem Zusammenhang der Begriff des piril bereitet, werden von Leroy ohne
weiteres eingeräumt. So stellt er S. 20 fest: ... mais la notion de peril est, le plus souvent,
insusceptible d&apos;Atre definie objectivement.

11) Art. 115 a Abs. 1 Satz 1 lautet wie folgt: Die Feststellung, daß das Bundesgebiet
mit Waffengewalt angegriffen wird oder ein solcher Angriff unmittelbar droht (Verteidi-
gungsfall), trifft der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates .
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nach dem deutschen Recht gelten. Bei näherem Zusehen lassen sich indes Um-
stände erkennen, die dafür sprechen, daß das deutsche Notstandsrecht in

Wirklichkeit auf einen vergleichsweise sehr viel e n g e r e n Gefahrenbereich

zugeschnitten ist.
Es ist eines der Verdienste der Untersuchungen L e r o y s auf die an sich

ganz selbstverständliche Tatsache aufmerksam gemacht zu haben 12), daß die

verfassungsrechtliche Notstandsorganisation stets eine Funktion des Not-
stands ist. Bezogen auf den notstandsrechtlichen Gefahrenbegriff bedeutet
dies, daß sichere Anhaltspunkte dafür, von welcher Art von Gefahren der

Schöpfer einer Notstandsv.erfassung ausgegangen sein muß, aus der Art und
Weise zu entnehmen sind, in der von Verfassungs wegen auf eine eingetretene
Gefahr soll reagiert werden können. Läßt eine Verfassung im Notstand eine

Zusammenfassung aller staatlichen Machtmittel in den Händen der Exeku-
tive als des am einfachsten strukturierten Staatsorgans zu, so wird man ihr
unterstellen dürfen, daß sie auch fast, tödlichen Gefahren für den Staat noch
in den von ihr vorgeschriebenen Formen des Rechts begegnen will. Kommt es

einer Verfassung im umgekehrten Fall vor allem darauf an, ein Höchstmaß
von Gewaltenteilung und Freiheitssphäre des Einzelnen auch noch über den
Eintritt des Notstands hinweg zu erhalten, so wird sie sich dagegen nach-

sagen lassen müssen, daß ihr Schöpfer allenfalls an solche Gefahren gedacht
haben kann&apos;, wie sie R a n k i n / D a 11 m a y r mit einem für das amerika-
nische Recht geprägten Begriff als less-than-catastrophic-emergencies be-
zeichnen.

Es ist schon weiter oben festgestellt worden, daß sich die Notstandsver-
fassung des Grundgesetzes von den Notstandsregeln aller vergleichbaren
Rechtsordnungen dadurch unterscheidet, daß sie der Exekutive selbst für den
auf Gefahren von außen beruhenden sogenannten Verteidigungsfall eine

ungewöhnliche Fülle von rechtlichen Beschränkungen auferlegt. Soweit da-
nach Eingriffe der Exekutive in Grundrechte überhaupt zulässig sind, stehen
sie auch für den Verteidigungsfall ohne Ausnahme noch unter dem Gesetzes-
vorbehalt. Ferner ist aus Art. 115 e zu entnehmen, daß die Rechtsetzungs-
und Kontrollbefugnisse des Parlaments selbst in der Stunde der höchsten Not
nicht etwa beschnitten oder suspendiert sein sollen, sondern daß allenfalls die
Möglichkeit besteht, sie. durch den aus nicht weniger als 33 Mitgliedern be-
stehenden Gemeinsamen Ausschuß wahrnehmen zu lassen. Und kennzeich-
nend für den Geist, von dem sich die deutsche Notstandsverfassung leiten
läßt, ist es schließlich, daß Art. 115 g die richterliche Kontrolle der politischen
Gewalten durch das Bundesverfassungsgericht auch für den Verteidigungsfall

12 A. a. 0. (oben Anm. 8), S. 49 ff.
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garantiert, freilich ohne daß schon ausgemacht wäre, ob das auch für die un-

mittelbar mit der Feststellung des Verteidigungsfalls zusammenhängenden
Akte gilt.

Nach den Erfahrungen, die Deutschland in s.einer jüngsten Vergangenheit
hat machen müssen, ist es natürlich nur zu begrüßen, daß der Gesetzgeber
der Notstandsverfassung den Versuch unternimmt, die Verfassungsorganisa-
tion auch im Notstand auf die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit zu gründen.
Auf der anderen Seite sollte man sich aber nicht verhehlen, daß eine Verfas-

sung, die den Notstand um jeden Preis rechtsstaatlich zu organisieren ge-

denkt, nicht den praktischen Anforderungen -einer Krise vom Ausmaß &apos;etwa

eines atomaren 10berraschungsangriffs zu entsprechen vermag. Sollen An-

spruch und Wirklichkeit miteinander in Einklang stehen, so wird man des-

halb zu dem Schluß kommen müssen, daß die Notstandsverfassung des

Grundgesetzes nur Vorsorge für diejenigen Fälle getroffen hat, in denen es

um den Schutz des Staates gegenüber n i c h t - e x i s t e n t i e 11 e n Gefah-

ren geht.
Schließt man sich dem hier vertretenen Standpunkt an, daß die Notstands-

regelung des Grundgesetzes insoweit einelücke enthält, als sie auf die Fälle

extremer Gefahr keine Anwendung finden kann, so bleibt noch die Frage zu

beantworten, ob es im Rahmen der verfassungsrechtlichen Gesamtordnung
überhaupt Regeln für die Bewältigung extremer Gefahrensituationen gibt,
und wenn ja, welchen Inhalt diese haben.

In der Verfassungspraxis einer ganzen Reihe von Staaten, deren Verfas-

sungsurkunden *keine ausdrücklichen Bestimmungen für den Ausnahmefall

enthalten, haben sich im Laufe einer langen Entwicklung Regeln eines Not-

standsrechts herausgebildet, zu, deren verfassungstheoretischer Begründung
entweder auf den Gedanken der inherent powers zurückgegriffen wird oder

die aus einem sog. extrakonstitutionellen Notrecht abgeleitet werden. Zu den

Staaten, die das verfassungsrechtliche Notrecht auf die Idee der inherent

powers stützen, gehören, wie schon weiter oben erwähnt, insbesondere die

Vereinigten Staaten. Und umgekehrt ist ein extrakonstitutionelles Notrecht

außer in den Niederlanden, wo Sätze des konstitutionellen und extrakonsti-

tutionellen Notrechts bemerkenswerterweise nebeneinander bestehen, vor

allem in Belgien sowie in Dänemark, Norwegen 13) und Island 11) anerkannt.

13) Vgl. dazu besonders ausführlich F. C a s t b e r g Norges Statsforfatning, Bd. 2

(3. Aufl. 1964), S. 346-359.

14) Über Anwendungsfälle des konstitutionellen (sic!) Notrechts in Island während des

2. Weltkrieges berichtet B. B e n e d i k t s s o n Konstitutionel nodret, in: Tidsskrift for

Rettsvitenskap, Bd. 79 (1966), S. 273 ff. - Der Verf. ist für den Hinweis auf &apos;dieses und das

in der vorangegangenen Anmerkung angeführte Zitat Herrn Ass. Hannfried W a 1 t er,

Heidelberg, zu besonderem Dank verpflichtet.
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Es kann nicht die Aufgabe dieses Beitrages sein, darauf noch im einzelnen ein-

zugehen. Ebenso müssen die besonderen Ausprägungen, so wie sie die Theorie
des extrakonstitutionellen Notrechts etwa in der Figur des sog. fonctionnaire
de Jait in Belgien gefunden hat, im gegenwärtigen&apos; Zusammenhang beiseite-
bleiben. Abgesehen davon, daß das extrakonstitutionelle Notrecht seiner
Natur nach immer etwas Provisorisches ist und deshalb auch keinem Organ
die Befugnis verleiht, die Normalverfassung definitiv zu ändern oder außer
Kraft zu setzen, sollte jedoch als eines der verfassungsorganisatorischen
Grundprinzipien dieser Art von Rechtssätzen festgehalten werden, daß in
den Fällen, in denen ein Teilorgan der gesetzgebenden Gewalt an der Aus-

übung seiner Funktionen gehindert ist, die gesetzgebende Gewalt sich in den
Händen der noch verbleibenden Teile vereint. Als die beiden Kammern des

belgischen Parlaments während des 1. Weltkrieges: infolge der teilweisen Be-

setzung Belgiens durch deutsche Truppen nicht mehr zusammentreten konn-

ten, ging so die gesetzgebende Gewalt auf den im noch freien Teil des Landes
residierenden König über. Und als darüber hinaus im 2. Weltkrieg außer den
Kammern auch noch der König seine Handlungsfähigkeit verloren hatte, ließ
sich aus dem extrakonstitutionellen Notrecht der Satz ableiten, daß sich nun-
mehr die Regierung, die normalerweise nur mit einem Gegenzeichnungsrecht
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt ist, in die Rolle des alleinigen Gesetz-

gebers versetzt sehen mußte&apos;,).
Das extrakonstitutionelle Notrecht bildet, so widersinnig dies auch klingen

mag, einen unverzichtbaren Bestandteil des Verfassungsrechts zahlreicher
freiheitlich-demokratischer Rechtsordnungen. In den Fällen äußerster Ge-

fahr, in denen die von der Sache her zum Eingreifen berufenen deutschen Ver-
fassungsorgane in der Notstandsverfassung des Grundgesetzes selbst keine
ausreichende Basis für ein Eingreifen mehr zu finden vermögen, könnte man.

deshalb daran denken, ihnen die verfassungspolitisch erwünschte Legitima-
tion dadurch zu verschaffen, daß man die Regeln des extrakonstitutionellen
Notrechts als durch die Grundsatznorm des Art. 20 GG in die Verfassungs-.
ordnung des Grundgesetzes inkorporiert betrachtet. Ein Argument, das zur

Absicherung dieser These dienen könnte, wäre immerhin das, daß sich die in
Art. 20 GG angesprochenen Prinzipien der Bundes-, Sozial- und Rechtsstaat-
lichkeit auch in anderen Zusammenhängen nur unter Rückgriff auf Wertent-.

1-1) Vgl. P. W i g n y, Droit constitutionnel, Bd. 1 (1952), S. 200 ff.; W. j. G a n s h o f
v a n d e r M e e r s c h ; M. D i d e r i c h Les etats d&apos;exception et la Constitution belge&gt;
in: Annales de droit et de sciences politiques, Bd. 13 (1953), S. 49 ff., 61 ff. - Daß das im,
Text erwähnte Prinzip selbst dem Grundgesetz seit jeher bekannt ist, zeigt Art. 81, wonach.
sich für den Fall des sog. Gesetzgebungsnotstandes die Rechtsetzungsbefugnis aus der ge-
meinsamen Verantwortung von Bundestag und Bundesrat in die alleinige des Bundesrats.
verlagert.
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scheidungen des ausländischen Rechts inhaltlich ausfüllen und konkretisieren

lassen. Es führte indes zu weit, auf das Für und Wider einer solchen Lösung
hier noch näher einzugehen. Sicher ist nur eins: Sollte in einer Situation höch-

ster Gefahr der Gemeinsame Ausschuß nicht mehr in der Lage sein, von den

ihm durch Art. 115 e verliehenen Rechten Gebrauch zu machen, so dürfte es

für das Heil einer verfassungsgemäßen Ausübung so wichtiger Staatsfunk-

tionen wie der Gesetzgebung nur noch darauf ankommen, ob sich Bundes-

präsident oder Bundesregierung ihrer unter Inanspruchnahme - und in den

Schranken! - ü b e r - notstandsverfassungsrechtlicher Rechte bemächtigen
dürfen

Hermann -Wilfried B a y e r

Summary

The German Emergency Law in the Light of

Comparative Law

In the Federal Republic of Germany recently the seventeenth amendment to the

constitution concerning the emergency powers came into force. The author deals

with the question of the relevance which the emergency laws of comparable foreign
states may have for the interpretation of the German legal provisions concerning the

emergency powers. He explains that the rights and interests deserving unconditional

legal protection are in fact constitutionally protected even in the case of emergency.
On the other hand, the author is of the opinion that this constitutional protection is

extended only to cases, which may be described as &quot;less-than-catastrophic-emergen-
cies&quot; in the sense of the law of the United States. For filling the gap thus still

existing in German law the author suggests that, in order to secure the survival

of a free and democratic society even in cases of extreme danger, the principles of

the so-called extraconstitutional emergency law, as developed in various western

democracies, should be regarded as forming part of German constitutional law.

11) Die Bundesregierung hat zwar, wie sich aus der Begründung zum Regierungsentwurf
(a. a. 0. [oben Anm. 2], S. 15) ergibt, auf die Möglichkeit der Exekutive, in äußersten Fäl-

len durch Notverordnungen Recht zu setzen, bewußt verzichtet. Die Verfassungsaus-
legung kann dieser Verzicht aber umso weniger binden, als die für ihn angeführte Begrün-
dung, in der Form des Gemeinsamen Ausschusses, sei unter allen Umständen ein arbeits-

fähiges Organ der Volksvertretung vorhanden, nach der im Text vertretenen Ansicht nicht

stichhaltig ist.
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BERICHTE UND URKUNDEN

Bemühungen zur Kodifizierung und Weiterbildung des

Völkerrechts im Rahmen der Organisation
der Vereinten Nationen

Ein Hauptziel der Organisation der Vereinten Nationen ist, wie Art. 1

Abs. 2 der Satzung sich ausdrückt, freundschaftliche, auf der Achtung vor

dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker
beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln und, wie

Abs. 3 besagt, die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten
für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der

Religion zu fördern und zu festigen&apos;). Die UN will ein Mittelpunkt sein,
in dem die Bemühungen zur Verwirklichung dieser gemeinsamen Aufgabe
aufeinander abgestimmt werden. Als eines der wichtigsten Mittel zur Er-

reichung dieser Ziele sieht die Satzung die Festigung und Weiterbildung des
Völkerrechts an. Art. 13:1 a) der Satzung sieht hierzu eine besondere for-
melle Kompetenz vor. Nach dieser Vorschrift veranlaßt die Generalversamm-

lung Untersuchungen und gibt Empfehlungen ab, um die fortschreitende Ent-

wicklung des Völkerrechts sowie seine Kodifizierung zu fördern und zur

Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten beizutragen. Auch
ein weiteres UN-Organ, der Wirtschafts- und Sozialrat, kann nach Art. 62

der Satzung Empfehlungen abgeben, um die Achtung und Verwirklichung
der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle zu fördern.

Irn Rahmen dieser Kompetenzvorschriften hat sich in den Jahren seit

der Gründung der UN eine umfangreiche Tätigkeit zur Kodifizierung und

Entwicklung des Völkerrechts entfaltet. Zum Teil hat sie bereits gewisse
Erfolge gezeitigt, zum Teil steht dieser Erfolg noch aus. Viele dies&apos;er Be-

mühungen sind noch im Gange. Dieser Bericht will einen informatorischen
und summarischen Überblick über diese Kodifikationsbemühungen geben,
und zwar über Organe, die im Rahmen der UN hauptsächlich mit diesen

Fragen befaßt sind, und über sachliche Bereiche, auf die sich diese Bemühun-

gen erstrecken. Eine Analyse und Würdigung der sachlichen Ergebnisse ist

1) Vgl. audi Art. 55 der UN-Satzung.

40 ZaöRV Bd. 28/3-4
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in dem hier verfügbaren Rahmen ebensowenig möglich wie eine vollständige
Darstellung der bisherigen Arbeiten.

Art. 13:1 der UN-Satzung spricht &gt;von Kodifizierung und fort-

schreitender Entwicklung des Völkerrechts. Die Gründerstaaten konnten

sich bekanntlich nicht dazu entschließen, der Generalversammlung eine

legislative Kompetenz zum Erlaß völkerrechtlicher Normen einzuräumen.

Dahingehende Vorschläge wurden in San Franzisko abgelehnt 2) Dagegen
hat man der Generalversammlung die abgeschwächte Befugnis zu Unter-

suchungen und Empfehlungen für die Kodifizierung und Entwicklung des

Völkerrechts, wie sie der erwähnte Art. 13 vorsieht, übertragen. Sowohl

in San Franzisko wie später in der Generalversammlung und in dem Vor-

bereitungsausschuß, der die Errichtung der International Law Commission

(ILC) empfahl 3), wie dann auch in der ILC selbst, hat man versucht,
zwischen Kodifizierung und Entwicklung genau zu unterscheiden 4). Bei

der Kodifizierung sollte es sich im wesentlichen um die Erfassung und

Feststellung geltenden Völkerrechts und eine möglichst präzisere Formulie-

rung bestehender Rechtsnormen handeln; bei der Entwicklung demgegen-
über um Vorschläge und Empfehlungen zur Gestaltung und Formulierung
künftigen Rechts. Im letzteren Fall sollte, d&apos;amit eine rechtliche Bindung der

Mitgliedstaaten einträte, der Abschluß eines völkerrechtlichen Vertrags er-

forderlich sein. Die Unterscheidung fand, wie schon in Art. 13 der UN-

Satzung, auch Aufnahme in die Satzung der ILC -1). An der theoretischen

Zweckmäßigkeit dieser Unterscheidung zwischen schon geltendem Völker-

recht und erst künftigen Regeln des Völkerrechts wird man nicht zweifeln

können: In der praktischen Arbeit der mit der Kodifikation und Entwicklung
des Völkerrechts befaßten Organe freilich stellte sich schon bald heraus,
daß bei jedem Versuch, bestehendes oder künftiges Völkerrecht zu formu-

lieren und damit festzulegen, diese beiden Aspekte sich nicht selten über-

2) So z. B. Vorschläge der Philippinen, Ecuadors und Brasiliens, vgl. United Nations

Conference on International Organization (U.N.C.I.O.), San Francisco, 1945, 111, 536-537,
Doc. 2, G/1 4 (k), 5. 5. 1945; ibid., 404, 427, Doc. 2, G/7 (p), 1. 5. 1945; ibid., 243, Doc. 2,
G/7 (e) (1), 3. 5. 1945; ibid., IX, 70; vgl. allgemein Herbert W. B r i g g s The Inter-

national Law Commission (Ithaca, NX. 1965), S.. 3 ff.

3) Ausschuß für die fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts und seine Kodifizie-

rung, eingesetzt durch Res. 94 (1) der Generalversammlung vom 31. 1. 1947; vgl. seinen

Bericht Doc. A/331 vom 18. 7.1947.

4) Vgl. dazu insbesondere das Memorandum des UN-Sekretariats, Doc. A/AC. 1017,
vom 6. 5. 1947; S. R o s e n n e, The International Law Commission, The British Year

Book of International Law (BYBIL), Bd. 36 (1960), S. 104 ff., 118 ff., 142 ff.; B r i g g s,

a. a. 0., S. 129 ff., 142 ff., 161 ff.; Y. L i a n g, The General Assembly and the Progressive
Development and Codification of International Law, The American journal of Inter-

national Law (AJIL), Bd. 42 (1948), S. 66 ff.; H. L a u t e r p a c h t, Codification and

Development of International Law, AJIL Bd. 49 (1955), S. 16 ff.

5) Art. 15 ff., 18 ff.
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schneiden, ihre Abgrenzung schwierig ist und sich leicht verwischt 13). So

liegt z. B. bereits in der bloßen Systematisierung von Rechtsnormen, etwa

in der Feststellung, was Grundsatz und was Ausnahmeregel ist, oftmals eine

rechtsschöpferische Tätigkeit 7). Sieht man sich die Arbeiten der mit diesen

Fragen befaßten UN-Organe an, so stellt man fest, daß sie in ihren Berichten,
Konventions- und Deklarationsentwürfen im allgemeinen darauf verzichten

darzulegen, was sie als bestehendes Völkerrecht ansehen und was sie als

Entwicklung künftigen Völkerrechts gewertet wissen wollen. Ihr Ziel ist

in jedem Fall, ein Werk vorzulegen, das das Völkerrecht ein Stück weit

voranbringt, sei es, daß bestehendes Völkerrecht schärfer formuliert und

damit praktikabler wird, sei es, daß neue Regeln vorgeschlagen werden.

Für die Qualifizierung der Rechtsformen und die Rechtswirkung kodifika-
torischer Arbeiten andererseits ist die Unterscheidung schwerlich zu ent-

behren
Nicht jede Fixierung und Formulierung von rechtlichen Regeln zwischen

Staaten stellt eine Kodifizierung oder Weiterbildung des Völkerrechts in

dem Sinne dar, wie die UN ihre Aufgabe verstehen. Diese Kodifikations-

bemühungen zeichnen sich vielmehr dadurch aus, daß sie auf eine Erstellung
objektiver rechtlicher Ordnungen der Staatengemeinschaft angelegt sind.
Ausschließlich partikuläre, etwa -bilaterale Beziehungen und Verhältnisse
zwischen einzelnen Staaten, z. B. die Festlegung des Verlaufs der Grenze

zwischen zwei Staaten, sind nicht Gegenstand der Kodifikationsbemühungen
im Rahmen der UN. Ihre Bemühungen zielen vielmehr auf Bereiche ab, in

denen, wie z. B. im Bereich des allgemeinen Vertragsrechts, des Rechts der

diplomatischen und konsularischen Beziehungen, der Hohen See oder des

Weltraums, objektive Ordnungen für eine Vielzahl, wenn nicht für alle

Mitglieder der Staatengemeinschaft gelten oder erstellt werden sollen. Die

Kodifikationsbemühungen sind damit ein Ausdruck jenes tiefgreifenden
Wandels im Völkerrechtsverständnis unserer Tage, das dazu tendiert, das
Völkerrecht nicht mehr, wie noch weithin im 19. Jahrhundert, als ein bloßes
Geflecht letztlich bilateraler Beziehungen zwischen den einzelnen Staaten

aufzufassen, sondern als eine universale objektive Ordnung der Staaten-

gemeinschaft 11), nicht unähnlich der naturrechtlichen Völkerrechtskonzeption
im Rahmen der christlichen Staatengemeinschaft früherer Jahrhunderte.

11) Vgl. hierzu die Ausführungen der ILC in ihrem Bericht über die 8. Tagung, Year-
book of the ILC (YBILC) 1956 11, S. 255 f., und die in Anm. 4 angeführte Literatur.

7) W. K ä g i, Kodifikation, in: Strupp-Schlochauer, Wörterbuch, Bd. 2 (2. Aufl. Berlin

1961), S. 228 ff.; L a u t e r p a c h t, a. a. 0., S. 16 ff., 29, sieht in der Kodifikation im
wesentlichen einen rechtsschöpferischen Vorgang.

8) Da-zu unten S. 637 ff.

9) G. J a e n i c k e, Zur Frage des internationalen Ordre public, in-. Berichte der
Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht, H. 7 (1967), S. 77 ff., 85 f.
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